
UNAPROL 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
WALTER VAN GERVEN 

vom 18. Mai 1994* 

Hen Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Die Erste Zivilkammer der Corte 
d'appello Rom legt Ihnen eine Vorlagefrage 
vor, die sich in einem Rechtsstreit der Una-
prol (nationale Vereinigung der Olivenerzeu-
gergemeinschaften) gegen die AIMA (natio­
nale Interventionsstelle auf dem Agrarmarkt) 
und das Ministerium für Landwirtschaft und 
Forsten stellt. Gegenstand dieses Rechts­
streits sind die Modalitäten für die Zahlung 
der gemeinschaftlichen Erzeugungsbeihilfen 
für Olivenöl, insbesondere die Frage, wem 
die Zinsen zustehen, die unter Umständen 
für die Beträge anfallen, die über die Bank­
konten laufen, die die Unaprol für die Zah­
lung der Beihilfen an die Begünstigten ver­
wendet. 

Die Vorlagefrage und ihr Zusammenhang 

2. Die Frage bezieht sich auf die Auslegung 
des Gemeinschaftsrechts über die Erzeu­
gungsbeihilfen für Olivenöl, insbesondere 
der Verordnungen (EWG) Nrn. 2959/82 1 

und 2261/84 2 des Rates. In diesen Verord­
nungen sind für aufeinanderfolgende Zeit­
räume 3 die Voraussetzungen der Gewährung 
der Erzeugungsbeihilfe für Olivenöl und die 
Modalitäten für die Zahlung dieser Beihilfe 
sowie die Kontrollen des Beihilfeanspruchs 
geregelt. Tatsächlich weichen sie in den uns 
beschäftigenden Fragen wenig voneinander 
ab. 

3. Die Voraussetzungen der Gewährung der 
Beihilfe unterscheiden sich danach, ob der 
Olivenerzeuger einer anerkannten Erzeuger­
organisation im Sinne des Gemeinschafts­
rechts angehört oder nicht 4. Ist der Oliven­
erzeuger nicht Mitglied einer derartigen 
Organisation, richtet sich die ihm zustehende 
Beihilfe nach Zahl und Produktionspotential 
seiner Ölbäume sowie nach ihren Erträgen, 
die pauschal festgesetzt werden; sie wird erst 
ausgezahlt, wenn die Oliven abgeerntet wur­
den. Ist der Olivenerzeuger dagegen Mitglied 
einer Erzeugerorganisation, richtet sich die 
ihm zustehende Beihilfe nach der tatsächlich 
erzeugten Olivenölmenge. Diese unter-

* Originalsprache: Französisch. 
1 — Verordnung (EWG) Nr. 2959/82 des Rates vom 4. Novem­

ber 1982 über die allgemeinen Durchführungsvorschriften 
für die Erzeugungsbeihilfe für Olivenöl für das Wirtschafts­
jahr 1982/83 (ABl. L 309, S. 30). 

2 — Verordnung (EWG) Nr. 2261/84 des Rates vom 17. Juli 1984 
mit Grundregeln über die Gewährung der Erzeugungsbei­
hilfe für Olivenöl und für Olivcnölerzeugcrorganisationen 
(ABl. L 208, S. 3). 

3 — Die Verordnung Nr. 2959/82 gilt, wie sich aus ihrem Titel 
ergibt, für das Wirtschaftsjahr 1982/83, während die Verord­
nung Nr. 2261/84 ab dem Wirtschaftsjahr 1984/85 gilt. 

4 — Vgl. Artikel 20c Absatz 1 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
über die Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Fette (ABl. L 172, S. 3025), in der durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1917/80 des Rates vom 15. Juli 1980 (ABl. L 186, 
S. 1) geänderten Fassung. 
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schiedliche Behandlung wird durch die 
wesentliche Rolle gerechtfertigt, die die 
Erzeugerorganisationen bei der Kontrolle — 
insbesondere der Buchführung — der Olive­
nerzeuger und der zugelassenen Mühlen 
spielen. Die Organisationen wirken auch bei 
der Koordinierung der Anträge, der Auftei­
lung der Vorschüsse und der Restbeträge der 
Beihilfe mit. 

4. Einer der Unterschiede zwischen den Ver­
ordnungen Nrn. 2959/82 und 2261/84 liegt 
darin, daß die letztgenannte neben den Orga­
nisationen der Olivenölerzeuger selbst auch 
die Vereinigungen dieser Organisationen 
berücksichtigt. Insbesondere behält sie den 
Vereinigungen im Einklang mit der Verord­
nung (EWG) Nr. 1413/82 5 das Recht der 
Entgegennahme und der Aufteilung der Vor­
schüsse auf die Erzeugungsbeihilfe vor. 
Gemäß Artikel 10 der Verordnung 
Nr. 2261/84 erfüllen die Vereinigungen der 
Erzeugerorganisationen folgende Aufgaben: 

— Sie koordinieren die Tätigkeiten der 
ihnen angehörenden Organisationen und 
sorgen dafür, daß diese Tätigkeiten den 
Anforderungen der Verordnung entspre­
chen; 

— sie reichen bei den zuständigen Behörden 
die Anbaumeldungen und die Beihilfean­
träge ein, die ihnen von den ihnen ange­
hörenden Organisationen übermittelt 
werden; 

— sie erhalten vom betreffenden Mitglied­
staat die Vorschüsse auf die Erzeugerbei­
hilfe und den Restbetrag und teilen sie 
unverzüglich auf die Erzeuger, die Mit­
glied der ihnen angehörenden Organisa­
tionen sind, auf. 

5. Artikel 11 Absatz 5 der Verordnung 
Nr. 2261/84 lautet: „Die Erzeugermitglied­
staaten legen die Modalitäten für die Zutei­
lung der Beihilfe und die Fristen für die Zah­
lung an die Olivenbauern fest." Die 
Verordnung Nr. 2959/82 enthielt eine ent­
sprechende Regelung in Artikel 6 Absatz 2 
Unterabsatz 1 6. 

6. Der italienische Minister für Landwirt­
schaft erließ in Anwendung dieser Vorschrif­
ten am 29. Dezember 1983 7 und am 
2. Januar 1985 8 zwei Dekrete. Streitig ist 
Artikel 17 des Dekrets vom 2. Januar 1985 9, 
dessen erste sechs Absätze wie folgt lauten: 

„Die anerkannten Vereinigungen von Erzeu­
gergemeinschaften leisten zugunsten ihrer 
Mitglieder die Zahlung des Vorschusses und 

5 — Verordnung (EWG) Nr. 1413/82 des Rates vom 18. Mai 1982 
zur Änderung der Verordnung Nr. 136/66/EWG über die 
Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 
(ABl. L 162, S. 6). 

6 — „Die Mitgliedstaaten regeln die Zuteilung der Beihilfe und 
die Gewährung des Vorschusses durch die Erzeugerorganisa­
tionen an ihre Mitglieder." 

7 — GURI Nr. 28 vom 28.1.1984. 
8 — GURI Nr. 17 vom 21.1.1985. 
9 — Diese Vorschrift ist mit der im erstgenannten Dekret enthal­

tenen identisch abgesehen davon, daß die Worte „anerkannte 
Erzeugerorganisationen" im letztgenannten Dekret durch 
„anerkannte Vereinigungen von Erzeugergemeinschaften" 
ersetzt worden sind. 
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des Restbetrags der Beihilfe durch Banküber­
weisung oder durch nicht übertragbaren 
Rundscheck eines von den Vereinigungen 
selbst gewählten Kreditinstituts, der mit ein­
geschriebenem Brief an die Wohnung der 
Berechtigten zu übersenden ist. 

Der Vorschuß und der Restbetrag nach 
Absatz 1 haben die gleiche Höhe wie die 
entsprechenden Beträge, die von der AIMA 
auf der Grundlage der Zusammenfassungen 
der Anträge gewährt worden sind, für die 
nach Gemeinschaftsrecht und diesem Dekret 
ein Anspruch auf die Beihilfe anerkannt wor­
den ist. 

Für die Beziehungen zwischen den aner­
kannten Vereinigungen und dem Kreditinsti­
tut, das mit der Zahlung der gemeinschaftli­
chen Erzeugungsbeihilfe beauftragt wird, 
muß gemäß dem Dekret Nr. 532 des Präsi­
denten der Republik vom 4. Juli 1973 eine 
besondere Vereinbarung getroffen werden, 
nach der die Zahlungen zugunsten der 
Berechtigten spätestens zehn Arbeitstage 
nach dem Zeitpunkt zu erfolgen haben, zu 
dem diese Beträge aufgrund der Zahlungsan­
weisungen der AIMA tatsächlich verfügbar 
sind. Bei Mitgliedern von Olivenerzeugerge-
nossenschaften, die Erzeugergemeinschaften 
angeschlossen sind, kann die Übermittlung 
der nicht übertragbaren Rundschecks zugun­
sten der Erzeuger durch diese Genossen­
schaften erfolgen, um den Zahlungsverkehr 
zu vereinfachen. 

Für die Beziehungen zwischen der AIMA 
und den Vereinigungen gilt gleichfalls eine 

Vereinbarung, nach der Schecks, die wegen 
des Todes des Begünstigten oder wegen 
Unzustellbarkeit unter der im Antrag ange­
gebenen Anschrift des Begünstigten zurück­
gegeben werden, bei dem mit der Zahlung 
beauftragten Kreditinstitut auf ein besonde­
res laufendes Konto gezahlt werden müssen, 
das ausschließlich für die Zahlung aufgrund 
von neuen ordnungsgemäß an die veränderte 
Sachlage angepaßten Zahlungstiteln 
bestimmt ist. 

Die betroffenen Vereinigungen haben der 
AIMA die Kontoauszüge, aus denen sich das 
Anwachsen der für die eingezahlten Beträge 
anfallenden Bankzinsen ergibt, halbjährlich 
zu übermitteln. 

Die anfallenden Bankzinsen stehen 
ausschließlich der AIMA zu. Die Erzeuger­
organisationen zahlen sie — nach Abzug 
lediglich der staatlichen Abgaben — durch 
Schatzanweisung auf das laufende zinslose 
Konto Nr. 416 der AIMA — Finanzverwal­
tung ein." 

7. In dem Rechtsstreit vor dem nationalen 
Gericht geht es um die Frage, wem die Bank­
zinsen zustehen, die für die Beihilfebeträge 
entweder während des kurzen Zeitraums 
zwischen der Gutschrift des von der AIMA 
gezahlten Betrags und dessen Lastschrift bei 
der Zahlung der Vereinigung an den Begün­
stigten oder durch die vorübergehende 
Nichtzahlung der Beihilfe aufgrund der 
Rückgabe eines Schecks wegen des Todes 
eines Begünstigten oder der Unzustellbarkeit 
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unter der im Antrag des Begünstigten ange­
gebenen Anschrift bis zur Erstellung von 
neuen Zahlungstiteln anfallen. Die Unaprol, 
eine anerkannte Vereinigung im Sinne des 
Gemeinschaftsrechts, bezweifelt die 
Rechtmäßigkeit der Ministerialdekrete, 
soweit nach ihnen die Bankzinsen der 
AIMA, der nationalen Interventionsstelle auf 
dem Agrarmarkt, und nicht den von ihr ver­
tretenen Begünstigten der Beihilfe zustehen. 
Sie macht geltend, die italienischen Ministeri­
aldekrete verstießen gegen die Verordnungen 
Nrn. 2959/82 und 2261/84 des Rates. 

Die Corte d'appello Rom (Erste Zivilkam­
mer) hat Ihnen im Rahmen dieses Rechts­
streits folgende Frage zur Vorabentscheidung 
vorgelegt: 

Handelt die AIMA (die nationale Interventi­
onsstelle) nach den Gemeinschaftsbestim­
mungen, die das Gebiet der Beihilfen für 
Olivenbauern regeln, insbesondere den Rats­
verordnungen (EWG) Nr. 2959/82 vom 
4. November 1982 und Nr. 2261/84 vom 
17. Juli 1984, nur als Vermittlerin im Namen 
und für Rechnung der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft (ohne jemals Inhaberin 
der gewährten Beträge zu werden, die somit 
zusammen mit den im Laufe des Verfahrens 
zur Auszahlung der Beträge angefallenen 
Zinsen — die keine Nebenleistungen hierzu 
darstellen — vom Zeitpunkt ihrer Gewäh­
rung an den einzelnen Empfängern zuste­
hen), oder ist die AIMA die ausschließliche 
Inhaberin dieser Beträge und damit auch der 
Zinsen, bis sie zur Auszahlung an die Emp­
fänger anfallen? 

Das einschlägige Gemeinschaftsrecht 

8. In der mündlichen Verhandlung hat der 
Prozeßbevollmächtigte der Unaprol ausge­
führt, daß sich die Vorlagefrage ausschließ­
lich darauf beziehe, ob die AIMA bei der 
Zahlung der Beihilfen als Vermittlerin auf­
trete. Meines Erachtens kann dem nationalen 
Gericht jedoch eine sinnvolle Antwort, die 
ihm die Entscheidung des bei ihm anhängi­
gen Rechtsstreits ermöglicht, nur gegeben 
werden, wenn zugleich die Frage beantwor­
tet wird, wem die Bankzinsen zustehen. Aus 
dem Wortlaut der Vorlagefrage ergibt sich 
nämlich, daß es bei dem nationalen Rechts­
streit eigentlich um den Anspruch auf diese 
Zinsen geht. Es ist daher erforderlich, die 
Satzungen der verschiedenen an der Zahlung 
der Beihilfen beteiligten Stellen und die Vor­
schriften über die Modalitäten der Zahlung 
dieser Beihilfen sorgfältig zu prüfen und zu 
diesem Zweck verschiedene Verordnungen 
über die gemeinsame Agrarpolitik im allge­
meinen sowie über die gemeinsame Marktor­
ganisation für Fette und die Erzeugungsbei­
hilfe für Olivenöl im besonderen zu 
unterscheiden. 

9. Die Erzeugungsbeihilfe für Olivenöl ist 
eine gemeinschaftliche Maßnahme, die durch 
den gemeinschaftlichen Haushalt, genauer 
gesagt, durch die Abteilung Garantie des 
Europäischen Ausrichtungs-und Garantie­
fonds für die Landwirtschaft (EAGFL) 
finanziert wird. Die Grundverordnung über 
die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpo­
litik ist die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
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des Rates vom 21. April 1970 10. In Arti­
kel 4 11 dieser Verordnung behandelt die 
Interventionsstellen, wie die AIMA im vor­
liegenden Fall, und die Modalitäten für die 
Zahlung: 

„(1) Die Mitgliedstaaten bezeichnen die 
Dienststellen und Einrichtungen, die sie dazu 
ermächtigen, mit Beginn der Anwendung 
dieser Verordnung die Zahlungen zur Beglei­
chung der in den Artikeln 2 12 und 3 13 vor­
gesehenen Ausgaben vorzunehmen. Sie über­
mitteln der Kommission nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung so bald wie möglich 
nachstehende Angaben über diese Dienststel­
len und Einrichtungen: 

— Bezeichnung und gegebenenfalls Satzung, 

— verwaltungs- und buchungstechnische 
Bedingungen, unter denen die Zahlungen 
im Zusammenhang mit der Durchfüh­
rung der Gemeinschaftsvorschriften im 
Rahmen der gemeinsamen Organisation 
der Agrarmärkte vorgenommen werden. 

Sie unterrichten die Kommission umgehend 
von jeder Änderung. 

(2) Die Kommission stellt den Mitgliedstaa­
ten die erforderlichen Mittel zur Verfügung, 
damit die bezeichneten Dienststellen und 
Einrichtungen die in Absatz 1 genannten 
Zahlungen gemäß den Gemeinschaftsvor-
schriften und den einzelstaatlichen Rechts­
vorschriften vornehmen können. 

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß diese 
Mittel ohne Verzögerung ausschließlich für 
die vorgesehenen Zwecke verwendet wer­
den." 

10. In den beiden in Anwendung von Arti­
kel 4 der Verordnung Nr. 729/70 ergangenen 
Verordnungen (EWG) Nrn. 380/78 14 

und 3184/83 l5 der Kommission ist geregelt, 
daß die Kommission den Mitgliedstaaten die 
erforderlichen Mittel zur Verfügung stellt, 
damit die ermächtigten Einrichtungen die 
vom EAGFL, Abteilung Garantie, finanzier­
ten Ausgaben vornehmen können. „Zu die­
sem Zweck wird von jedem Mitgliedstaat ein 
Konto beim Schatzamt oder einem anderen 

10 — Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. 
April 1970 über die Finanzierung der gemeinsamen Agrar­
politik (ABl. L 94, S. 13). 

11 — In der Fassung, die zur Zeit der Klageerhebung vor dem 
nationalen Gericht galt, also vor der Änderung durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 3183/87 des Rates vom 19. Okto­
ber 1987 über besondere Regeln für die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik (AB!. L 304, S. 1). 

12 — Es handelt sich um die Erstattungen bei der Ausfuhr nach 
dritten Ländern. 

13 — Es handelt sich um die Interventionen zur Regulierung der 
Agrarmä'rktc. 

14 — Verordnung (EWG) Nr. 380/78 der Kommission vom 30. 
Januar 1978 über das Funktionieren der Vorschußregelung 
für die vom EAGFL, Abteilung Garantie, finanzierten Aus­
gaben (ABI. L 56, S. 1). Diese Verordnung galt vom 1. 
Januar 1978 bis zum 30. November 1983 (aufgehoben durch 
die Verordnung [EWG] Nr. 3184/83). 

15 — Verordnung (EWG) Nr. 3184/83 der Kommission vom 31. 
Oktober 1983 über die Vorschußregclung über die vom 
EAGFL, Abteilung Garantie, finanzierten Ausgaben (ABl. 
L 320, S. 1). Diese Verordnung galt ab 1. Dezember 1983. 
Mehrere Vorschriften dieser Verordnung, darunter der von 
mir hier zitierte Artikel 1, waren identisch mit denen der 
Verordnung Nr. 380/78. 
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Finanzinstitut unterhalten" (Artikel 1 Absatz 
1). In Artikel 1 Absatz 3 heißt es: „Jeder 
Mitgliedstaat stellt die ordnungsgemäße Ver­
wendung der gemeinschaftlichen Mittel 
sicher und verteilt sie ... auf die ermächtigten 
Dienststellen und Einrichtungen". Diese Ver­
ordnungen regeln auch die Verpflichtungen 
der ermächtigten Einrichtungen hinsichtlich 
der Buchführung und die von den Mitglied­
staaten der Kommission zu übermittelnden 
Beweisunterlagen. 

11. Der Rat hat die Bildung von Erzeugerge­
meinschaften und von Vereinigungen von 
Erzeugergemeinschaften gefördert, um die in 
einigen Ländern oder Regionen bei bestimm­
ten Erzeugnissen festgestellten strukturellen 
Mängel in bezug auf das Angebot, die haupt­
sächlich darauf beruhen, daß die Erzeuger 
nicht in ausreichendem Maße organisiert 
sind, zu beheben. Durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1360/78 1 6 hat der Rat die 
Gewährung von Beihilfen geregelt, mit 
denen ein Teil der Kosten für die Gründung 
und den Betrieb der Erzeugergemeinschaften 
in den Regionen und für die Erzeugnisse, für 
die strukturelle Mängel in bezug auf das 
Angebot festgestellt wurden, abgedeckt wer­
den soll. Ein System der Anerkennung 
wurde eingeführt, um sicherzustellen, daß 
der Zusammenschluß der Betriebe im Rah­
men von Organisationen erfolgt, die eine 
angemessene Regelung von Produktion und 
Vermarktung ermöglichen, ausreichende 
Garantien bezüglich der Stabilität und Effi­
zienz ihrer Tätigkeit geben und durch ihre 
Stellung und ihre Wirtschaftstätigkeit dem 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes 
und den allgemeinen Zielen des Vertrages 
nicht entgegenstehen 17. Die Verordnung sah 
ferner die Schaffung von Vereinigungen von 

anerkannten Erzeugergemeinschaften vor, 
die auf breiter Ebene die gleichen Ziele wie 
diese letzteren verfolgen. 

12. Mit der Verordnung (EWG) 
Nr. 1917/80 18 und später der Verordnung 
Nr. 1413/82 19 legte der Rat den Grundsatz 
der Mitwirkung der anerkannten Vereinigun­
gen von Erzeugergemeinschaften im Sinne 
der Verordnung Nr. 1360/78 bei der Vertei­
lung der Erzeugerbeihilfe fest. Durch die 
Mitwirkung der Vereinigungen wurden eine 
Zentralisierung hinsichtlich der Anträge und 
der Verteilung der Beihilfen sowie angemes­
sene Kontrollen ermöglicht. Die Mitwirkung 
einer Vereinigung ermöglicht daher — insbe­
sondere wegen ihrer Rolle bei den Kontrol­
len — die Gewährung einer Beihilfe, die sich 
nach der tatsächlich erzeugten Ölmenge (und 
nicht nach einer pauschalierten Bewertung 
der Erzeugung) richtet, und die Gewährung 
von Vorschüssen auf die endgültigen Beihil­
fen. Das Interesse des Olivenerzeugers 
daran, eine Beihilfe auf der Grundlage des 
von ihm tatsächlich erzeugten Öls zu erhal­
ten, wird im übrigen dadurch unterstrichen, 
daß in der Verordnung Nr. 1917/80 die Mög­
lichkeit geregelt ist, daß Erzeuger, deren 
Erzeugung grundsätzlich für den eigenen 
Verbrauch bestimmt ist und die folglich 
kaum Gründe haben werden, Mitglieder 
einer Erzeugergemeinschaft zu sein, dennoch 
eine nach diesem Verfahren berechnete Bei­
hilfe beziehen können, wenn sie sich der 
Kontrolle durch eine Vereinigung von 
Erzeugergemeinschaften unterwerfen 20. Da 
es sich um eine Aufgabe der Erzeugerverein-

16 — Verordnung (EWG) Nr. 1360/78 des Rates vom 19. 
Juni 1978 betreffend die Erzeugergemeinschaften und ihre 
Vereinigungen (ABl. L 166, S. 1). 

17 — Siebte Begründungsenvägung der Verordnung Nr. 1360/78. 

18 — Verordnung (EWG) Nr. 1917/80 des Rates vom 15. 
Juli 1980 zur Änderung der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
über die Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Fette und zur Ergänzung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1360/78 betreffend die Erzeugergemeinschaften und 
ihre Vereinigungen (ABl. L 186, S. 1). 

19 — Vgl. oben Fußnote 5. 

20 — Vierte Begründungserwägung und Artikel 1 der Verord­
nung Nr. 1917/80. 
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igungen handelt, die in der — ausschließlich 
auf eine Verbesserung der Struktur des 
Angebots gerichteten — Verordnung 
Nr. 1360/78 nicht geregelt ist, und da die 
Mitwirkung der Vereinigungen bei der Ver­
teilung der Beihilfe den Beihilfebeziehern 
zugute kommt, ist in der Verordnung festge­
legt, daß diese neue Tätigkeit der Vereinigun­
gen durch einen Beitrag in Höhe eines fest­
zulegenden Prozentsatzes der den 
Vereinigungen gezahlten Erzeugungsbeihilfe 
finanziert wird. In der Verordnung wird 
jedoch klargestellt, daß trotz der Mitwirkung 
der Vereinigungen „die letzte Verantwortung 
für die Kontrolle der Verwaltung der Erzeu­
gungsbeihilfe und der Verbrauchsbeihilfe ... 
der betreffende Mitgliedstaat" trägt 21. 

Antwort auf die Vorlagefrage 

13. Die Prüfung dieser Verordnungen ergibt, 
daß die Erzeugungsbeihilfe für Olivenöl Teil 
eines Gesamtbetrags ist, den die Kommission 
für den Mitgliedstaat auf das Konto zahlt, 
das dieser gemäß Artikel 1 Absatz 1 der Ver­
ordnungen Nrn. 380/78 und 3184/83 der 
Kommission 22 „beim Schatzamt oder einem 
anderen Finanzinstitut" unterhält. Gemäß 
Artikel 1 Absatz 3 übermittelt der Mitglied­
staat die den Beihilfen entsprechenden 
Beträge der Interventionsstelle, im vorliegen­
den Fall der AIMA. Die Modalitäten für die 
Zahlung der Beihilfen durch die AIMA an 

die Begünstigten (einzelne Olivenerzeuger 
oder Vereinigungen von Erzeugerorganisa­
tionen) sind in Artikel 11 Absatz 5 der Ver­
ordnung Nr. 2261/84 geregelt, der, wie 
erwähnt, lautet: „Die Erzeugermitgliedstaa­
ten legen die Modalitäten für die Zuteilung 
der Beihilfe und die Fristen für die Zahlung 
an die Olivenbauern fest." 23 Die italieni­
schen Dekrete, deren Rechtmäßigkeit in 
Frage gestellt wird, wurden also in Anwen­
dung dieser Bestimmung erlassen. 

14. Aus diesen Vorschriften ergibt sich, daß 
das Gemeinschaftsrecht die Vorgänge nur bis 
zur Zahlung des Gesamtbetrags durch die 
Kommission auf das Konto des Mitglied­
staats regelt. Der Mitgliedstaat legt fest, wel­
che Stellen er als Interventionsstellen aner­
kennt, die Zahlungen nach den im Rahmen 
der gemeinsamen Agrarmarktorganisation 
erlassenen Rechtsvorschriften vornehmen 
können, und regelt deren Satzung. Der Mit­
gliedstaat nimmt auch die Überweisung von 
seinem Konto auf das Konto der Interventi­
onsstellen vor. Es ist ferner — unabhängig 
davon, ob die Beträge noch über einen Ver­
mittler (Vereinigungen von Erzeugergemein­
schaften) laufen oder nicht (Zahlung unmit­
telbar an den keiner Vereinigung 
angehörenden Olivenerzeuger) — Sache des 
Mitgliedstaats, die Modalitäten für die Zah­
lung der Beihilfe durch die Interventionsstel­
len an die Begünstigten festzulegen. Auch 
wenn die Zahlungen unter Vermittlung einer 
Vereinigung geleistet werden, ist es der Mit­
gliedstaat, der die Modalitäten für die Zah­
lung durch die Vereinigung an den Begün­
stigten festlegt. 

21 — Achte Begründungserwägung der Verordnung Nr. 1917/80. 
Der Verbrauch von Olivenöl ¡st Gegenstand eigener Rege­
lungen. 

22 — Es sei daran erinnert, daß die Artikel 1 dieser Verordnungen 
identisch sind. 

23 — Die Verordnung Nr. 2959/S2 enthält ¡n Artikel 6 Absatz 2 
Unterabsatz 1 eine entsprechende Regelung. 
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15. Diese Zuständigkeit der Mitgliedstaaten 
für die Festlegung der Modalitäten für die 
Zahlung der Beihilfe auf jeder Ebene hat im 
übrigen nichts Überraschendes. Gemäß Arti­
kel 8 der Verordnung Nr. 729/70 24 über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 
sind sie nämlich nicht nur berechtigt, son­
dern auch verpflichtet, gemäß den einzel­
staatlichen Rechts-und Verwaltungsvor­
schriften die erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen, um: — sich zu vergewissern, daß die 
durch den Fonds finanzierten Maßnahmen 
tatsächlich und ordnungsgemäß durchge­
führt worden sind, — Unregelmäßigkeiten 
zu verhindern und zu verfolgen, — die 
infolge von Unregelmäßigkeiten oder 
Versäumnissen abgeflossenen Beträge wie­
dereinzuziehen. Der Gerichtshof hat im 
übrigen diese Verpflichtungen der Mitglied­
staaten und ihre damit verbundene Befugnis, 
ihre nationalen Rechtsvorschriften anzuwen­
den, wiederholt bestätigt 25. 

16. Das Recht der Mitgliedstaaten, ihr natio­
nales Recht anzuwenden, ist jedoch nicht 
absolut. Der Gerichtshof hat — gleichfalls 
im Rahmen der Anwendung von Artikel 8 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 729/70 des 
Rates 26 — entschieden: „Der Rückgriff auf 
die nationalen Vorschriften ist jedoch ... nur 
in dem zur Durchführung des Gemein­
schaftsrechts erforderlichen Umfang und 
soweit die Anwendung dieser nationalen 
Vorschriften die Tragweite und die Wirksam­
keit des Gemeinschaftsrechts nicht beein­

trächtigt, möglich." 27 Ebenso hat er in dem 
Urteil Deutsche Milchkontor 28, in dem es 
um die Modalitäten der Rückforderung von 
in Anwendung des Gemeinschaftsrechts zu 
Unrecht gezahlten Beträgen ging, darauf hin­
gewiesen, daß das Recht der Mitgliedstaaten, 
bei der Durchführung der Gemeinschaftsre­
gelungen nach den formellen und materiellen 
Bestimmungen ihres nationalen Rechts vor­
zugehen, mit den Erfordernissen der einheit­
lichen Anwendung des Gemeinschaftsrechts 
in Einklang gebracht werden muß, die not­
wendig ist, um zu vermeiden, daß die Wirt­
schaftsteilnehmer ungleich behandelt wer­
den. 

17. Die Ihnen im vorliegenden Fall gestellte 
Frage bezieht sich mittelbar auf die Rechts­
vorschriften, die der nationale Gesetzgeber 
hinsichtlich der Modalitäten für die Zahlung 
von Gemeinschaftsbeihilfen durch eine Inter­
ventionsstelle im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik erlassen hat. Wie bereits gezeigt 
wurde, befand sich dieser nationale Gesetz­
geber eindeutig innerhalb seines Zuständig­
keitsbereichs, da die besonderen Verordnun­
gen für die Erzeugungsbeihilfe für Olivenöl 
— neben den allgemeinen Rechtsvorschriften 
zur Durchführung der gemeinsamen Agrar­
politik — noch präzisieren, daß die Festle­
gung der Modalitäten für die Zuteilung und 
der Fristen für die Zahlung der Beihilfe ihm 
obliegt. Meines Erachtens beinhaltet die 
Befugnis zur Festlegung der Frist für die 
Zahlung einer Beihilfe die Befugnis, genau zu 
bestimmen, ab wann, ab welcher Handlung, 
die Zahlung geleistet ist, und damit ab wann 
der Begünstigte der Beihilfe Inhaber des ihm 
zustehenden Betrags und gegebenenfalls der 
Zinsen aus diesem Betrag ist, aber auch fest­
zulegen, wem diese Beträge und Zinsen zwi­
schenzeitlich zustehen. 24 — V g l . Fußnote 10. 

25 — Vgl. z. B. Urteil vom 19. Oktober 1990 in der Rechtssache 
C-366/88 (Frankreich/Kommission, Slg. 1990, I-3571) hin­
sichtlich der Kontrollmodalitäten und Urteil vom 21. Sep­
tember 1983 in den verbundenen Rechtssachen 205/82 
bis 215/82 (Deutsche Milchkontor, Slg. 1983, 2633) zur 
Rückforderung von zu Unrecht gezahlten Beihilfen. 

26 — Vgl. Fußnote 10. 

27 — Urteil vom 6. Mai 1982 in den verbundenen Rechtssa­
chen 146/81, 192/81 und 193/81 (BAYWA/BALM, 
Slg. 1982, 1503, Randnr. 29). 

28 — Vgl. Fußnote 25, Randnr. 17 des Urteils. 

I - 3624 



UNAPROL 

18. Meines Erachtens kann nur überprüft 
werden, ob die Anwendung der streitigen 
nationalen Rechtsvorschrift die Tragweite 
und die Wirksamkeit des Gemeinschafts­
rechts sowie seine einheitliche Anwendung 
beeinträchtigt. 

Es fällt schwer zu erkennen, inwiefern diese 
Vorschrift dadurch, daß sie die Zinsen für die 
Beihilfebeträge, die über die von den Vereini­
gungen für ihre Zahlungen an die Begünstig­
ten verwendeten Konten laufen, der AIMA 
zuspricht, die Tragweite, die Wirksamkeit 
oder die einheitliche Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts beeinträchtigen könnte. 
Es handelt sich in Wirklichkeit um Zinsen 
für Beträge, die die Kommission dem betref­
fenden Mitgliedstaat zur Verfügung gestellt 
hat, und die dieser im Hinblick auf die Zah­
lung der Beihilfen an die Begünstigten an die 
Interventionsstelle überwiesen hat. Die Auf­
fassung, daß diese Zahlung erst geleistet ist, 
wenn diese Begünstigten den Beihilfebetrag 
erhalten haben, und daß die Zinsen, solange 
diese Zahlung nicht stattgefunden hat, der 
Interventionsstelle zustehen (die der verlän­
gerte Arm des betreffenden Mitgliedstaats 
ist), erscheint mit dem durch die gemein­

schaftliche Regelung geschaffenen System 
uneingeschränkt vereinbar. 

19. Daß die Zinsen für die Beträge, die über 
das Konto bei dem Kreditinstitut laufen, der 
AIMA zustehen, kann im übrigen nur dazu 
beitragen, daß die Vereinigungen die in dem 
italienischen Dekret für die Zahlung der Bei­
hilfen an die Olivenerzeuger festgelegte Frist 
von zehn Werktagen einhalten, wobei es 
durchaus in deren Interesse ist, daß die ihnen 
zustehenden Beträge so rasch wie möglich an 
sie gezahlt werden, statt Zinsen für die 
AIMA zu liefern. Eine solche Regelung steht 
in vollem Einklang mit Artikel 10 der Ver­
ordnung Nr. 2261/84, nach dem die Vereini­
gungen die Beihilfen unverzüglich auf die 
Erzeuger, die Mitglied der ihnen angehören­
den Organisationen sind, aufteilen. Schließ­
lich sichert diese Regelung die Transparenz 
der Vereinigungen in finanzieller Hinsicht 
und erspart es ihnen, eine komplizierte 
Buchhaltung zu unterhalten, um Bankzinsen 
— Zinsen also, deren Satz oft wechselt —, 
die auf die Beträge während sehr kurzer 
Zeiträume angefallen sind, auf die Beihilfebe­
zieher aufzuteilen. 

20. Der italienische Gesetzgeber handelte damit beim Erlaß der streitigen Dekrete 

innerhalb seines Zuständigkeitsbereichs. Ferner ergeben sich aus dem Gemein­

schaftsrecht keine Anhaltspunkte dafür, daß Artikel 17 des Dekrets vom 

2. Januar 1985 die Tragweite, die Wirksamkeit oder die einheitliche Anwendung des 
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Gemeinschaftsrechts beeinträchtigt. Ich schlage daher vor, die Vorlagefrage der 
Corte d'appello Rom wie folgt zu beantworten: 

Das Gemeinschaftsrecht über die gemeinsame Agrarpolitik, insbesondere die Ver­
ordnungen (EWG) Nrn. 2959/82 und 2261/84 über die allgemeinen Durchfüh­
rungsvorschriften für die Erzeugungsbeihilfe für Olivenöl, sind dahin auszulegen, 
daß sie den Mitgliedstaaten die Zuständigkeit dafür vorbehalten, die Modalitäten für 
die Zuteilung der Beihilfe und die Fristen für die Zahlung an die Olivenerzeuger 
nach ihrem nationalen Recht festzulegen. 

Ein Mitgliedstaat überschreitet die Grenzen dieser Zuständigkeit nicht, wenn er die 
Frage der Zuteilung der Bankzinsen regelt, die für die über die Konten der Verei­
nigungen der Erzeugerorganisationen laufenden Beihilfebeträge zwischen dem Zeit­
punkt der Gutschrift des von der Interventionsstelle gezahlten Betrags und dessen 
Lastschrift bei der Zahlung der Vereinigung an den Begünstigten oder durch eine 
vorübergehende Nichtzahlung der Beihilfe aufgrund der Rückgabe eines Schecks 
wegen des Todes des Begünstigten oder wegen Unzustellbarkeit unter der im 
Antrag des Begünstigten angegebenen Anschrift bis zur Erstellung von neuen Zah­
lungstiteln anfallen. 
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